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Studien zum öſterreichiſchen Vereins- und Berfamm- 


lungsrechte. 
Von Dr. Karl Hugelmann. 


IX. 
Die von der Herrſchaft des Verſammlungsgeſetzes exemten Berſammlungen. 


Wir haben in einer früheren Unterſuchung ) feſtzuſtellen verſucht, 
welche Verſammlungen von der Herrſchaft des Verſammlungsgeſetzes 
eximirt ſind, heute ſoll es nun unſere Aufgabe ſein, die rechtliche 
Stellung dieſer exemten Verſammlungen in's Klare zu bringen. 

Darüber kann allerdings kein Zweifel obwalten, daß die Wähler⸗ 
verſammlungen, ſowie die volksgebräuchlichen und kirchlich her⸗ 
gebrachten Verſammlungen den Cautelen des Geſetzes vom 15. No⸗ 
vember 1867 durchaus nicht unterliegen, denn es heißt ja in 8 42) 
und 5 )) desſelben ausdrücklich, daß die in Rede ſtehenden Verſamm⸗ 
lungen „von den Beſtimmungen dieſes Geſetzes ausgenommen ſind“; 
damit iſt aber für die Fixirung ihrer rechtlichen Stellung nur ein ne⸗ 
gativer Anhaltspunkt gewonnen. Iſt für dieſe Kategorie von Vereini⸗ 
gungen das natürliche Recht, „ſich zu verſammeln“, wie es in dem 
Staatsgrundgeſetze über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger an⸗ 
erkannt iſt, abſolut hergeſtellt oder gelten für dieſelben nur andere ge⸗ 
ſetzliche Beſtimmungen, das iſt die entſcheidende Frage. 


9) Vgl. Nr. 35 des Jahrgangs 1875 der Zeitſchrift. a 

2) 8 4. „Verſammlungeu der Wähler zu Wahlbeſprechungen, dann zu Be⸗ 
ſprechungen mit den gewählten Abgeordneten ſind von den Beſtimmungen dieſes 
Geſetzes ausgenommen, wenn ſie zur Zeit der ausgeſchriebenen Wahlen und nicht 
unter freiem Himmel vorgenommen werden“. at 4 

) 8 5. „Ferner find öffentliche Beluftigungen, Hochzeitszüge, volksgebräuch⸗ 
liche Feſte oder Aufzüge, Leichenbegängniſſe, Proceſſionen, Wallfahrten und ſonſtige 
Verſammlungen oder Aufzüge zur Ausübung eines geſetzlich geftatteten Cultus, 
wenn ſie in der hergebrachten Art ſtattfinden, von den Beſtimmungen dieſes 
Geſetzes ausgenommen.“ 


Wir ſtehen nicht an, die erſtere Alternative unbedingt zu verneinen 

Mit der Exemtion von der Herrſchaft eines beſtimmten Geſetzes 
iſt nicht die Exemtion von der Staatsaufſicht überhaupt gegeben, denn 
es hieße dies in dieſer unbegrenzten Form nichts anderes als den 
Staat an einer beſtimmten Stelle negiren Durch die Exemtion von 
dem Verſammlungsgeſetze können die exemten Verſammlungen nichts 
anderes gewonnen haben als daß die durch das Geſetz von 1867 neu 
geſchaffenen Präventiv⸗ und Repreſſivvorſchriften auf fie nicht angewendet 
werden können; die alteren dieſes Rechtsgebiel regelnden Normen, 
welche für die nicht privilegirten Verſammlungen durch das Geſetz von 
1867 beſeitigt ſind, blieben für die exemten Verſammlungen eben in 
Folge dieſer Exemtion ſelbſtverſtändlich in Kraft. 

Wenn man ſich nun daran erinnert, daß die Erlaſſung eines 
Verſammlungsgeſetzes darauf abzielte, den Verſammlungen überhaupt 
eine ſeſte Rechtsgrundlage zu geben, dann wird einem an dem Erfolg 
des Unternehmens, beſtimmte Verfammlungen dadurch zu privilegiren, 
daß man die neue, freiere Geſetzgebung auf dieſelben nicht anwendet, 
allerdings von vorneherein einigermaßen bange. Es bleibt uns jedoch 
keine Wahl. Die Exemtion ſteht feſt und wir müſſen demnach die 
Conſequenzen derſelben ziehen. 

Die Löſung dieſes Problems wird ſich an der Hand des Ver⸗ 
ſammlungsgeſetzes in folgender Weiſe ergeben; wir müſſen zunächſt feſt⸗ 
ſtellen, welche Beſtimmungen des Verſammlungsgeſetzes ohne Erſatz 
wegfallen, ſodann, welche wenigſtens materiell, wenn auch aus anderem 
Rechtsgrunde, Anwendung finden, und ſchließlich, welche Normen in die 
Lücken eintreten. 

Bei dieſer ganzen Unterſuchung wird ſich eine grundſätzliche 
Trennung der Wählerverſammlungen ($ 4) von den volksgebräuchlichen 
oder kirchlich hergebrachten Feſten und Aufzügen (8 5) von vorneherein 
aufnöthigen. Die letzteren ſtehen auf dem feſten Boden eines mitunter 
gewiß uralten Gewohnheitsrechts, wie z. B. manche kirchliche Procef⸗ 
ſionen, find jedenfalls weit älter als das Verſammlungsgeſetz, welches 
ihren Rechtsbeſtand nur neuerdings anerkannt hat, die erſteren hingegen 
find in ihrer begrifflichen Eigenart eine für die Geſetzgebung faft ganz 
neue Schöpfung, nämlich politiſche Verſammlungen einer beſtimmten 
Kategorie von Menſchen unter beſtimmten Vorausſetzungen. Bei den 
Wählerverſammlungen müſſen ſich daher die Analogien mit den von 
dem 1867er Geſetze geregelten Verſammlungen an allen Stellen er⸗ 
geben, mit ihnen wollen wir den Anfang machen. 

Die von dem Verſammlungsgeſetz normirte Pflicht der Anzeige 
kommt zunächſt in Frage ). 


) Es iſt feſtzuhalten, daß Wählerverſammlungen unter freiem Himmel 
dem Verſammlungsgeſetze unterſtehen, und zwar als Verſammlungen unter 
freiem Himmel an die behördtiche Genehmigung geknüpft find. 


Nach der Regierungsvorlage konnte über dieſen Punkt kein Zweifel 
beſtehen, denn in dem 8 2, welcher die Anzeigepflicht für die Ver⸗ 
ſammlungen im Allgemeinen normirte, war an zweiter Stelle der Abſatz ein⸗ 
geſchaltet: „Ausgenommen hievon ſind Verſammlungen der Wähler zu Wahl⸗ 
beſprechungen zur Zeit der ausgeſchriebenen Wahlen“. Nach der Re⸗ 
gierungsvorlage wären ſomit die Wählerverſammlungen bloß von der 
Anzeigepflicht befreit, in allen übrigen Punkten aber dem Verſammlungs⸗ 
geſetze unterworfen geweſen. 

Allein ſchon der Ausſchußentwurf des Abgeordnetenhauſes verließ 
dieſen klaren und correcten Standpunkt und traf die für die Wähler⸗ 
verſammlungen verhängnißvolle Beſtimmung, daß er ſie, ihre Natur 
verkennend, den volksgebräuchlichen Verſammlungen gleichſtellte und dem 
Boden des neuen Verſammlungsrechtes überhaupt entrückte. Dieſer falſche 
Geſichtspunkt iſt in allen ſpäteren Phaſen feſtgehalten, er beherrſcht die 
Schlußredaction des Geſetzes und es ergibt ſich demnach für uns fol- 
gende Conſequenz: Wählerverſammlungen ſind von einer vorgängigen 
Anzeige, ja von der vorgängigen Genehmigung ſeitens der Behörde ab⸗ 
hängig, wenn das Eine oder Andere zum Zuſtandekommen einer Ver⸗ 
ſammlung nach den geſetzlichen Vorſchriften vor 1867 nothwendig war. 
Es fragt fich nur, welche Vorſchriften in dieſer Beziehung beſtanden 
haben. 

5 Bei der Berathung des Verſammlungsgeſetzes wurde allerdings 
von Seite der Regierung erklärt '), es habe bisher an allen normativen 
Vorſchriften für die Verſammlungen gefehlt und die Behörden ſeien 
bezüglich ihres Vorgehens lediglich auf ihren Takt angewieſen geweſen, 
die Beſchlußſaſſung im Parlamente war ſomit vielleicht auch von der 
Anſchauung beherrſcht, daß mit der Befreiung der Wählerverſammlungen 
von der Anwendung des neuen Verſammlungsgeſetzes die Freiheit von 
jeder beengenden Schranke hergeſtellt ſei. Dieſe Anſchauung iſt aber 
nicht richtig. Wir verweiſen nur auf die Erläſſe des Staatsminiſteriums 
vom 5. Jänner und 9. März 1861 bezüglich des Vorgangs bei Ge⸗ 
meinde⸗ und Landtagswahlverſammlungen, welche zur Genüge darthun, 
daß das Gebiet des Verſammlungslebens, wenigſtens was Wählerver⸗ 
ſammlungen betrifft, von dem Verordnungsrechte ergriffen war ). Iſt 
dies aber der Fall, dann kann wohl die erſtgenannte dieſer Verordnungen 
durch das Geſetz über das Verſammlungsrecht behoben ſein, weil die 
Exemtion bei Gemeindewahlverſammlungen nicht platzgreift, nicht aber 
die zweite, wie der Erlaß des Miniſters des Innern vom 20 April 1868 7) 
irrthümlich annimmt; letztere muß vielmehr heute noch zu Recht be⸗ 
ſtehen, jo weit fie nicht durch nachfolgende ſpecielle Normen beſeitigt iſt. 


Was nun die Anzeigepflicht betrifft, jo enthält der citirte 
Miniſterialerlaß von 1868 gar keine dispoſitive Beſtimmung, ſondern 
ſpricht nur, um die Ausſchließung einer polizeilichen Intervention 
bei Wählerverſammlungen zu motiviren, unter anderem die Voraus⸗ 
ſetzung aus, daß in Eonſequenz des Verſammlungsgeſetzes die Wähler⸗ 


) Stenogr. Prot. des Herrenhauſes, IV. Seſſion, I. Band, S. 160 
(11. Sitzung der 4. Seſſion am 11. October 1877.): Miniſterpräſident⸗Stell⸗ 
vertreter Graf Taaffe: „Das Verſammlungsrecht, welchem unter den gegen⸗ 
wärtigen Verhältniſſen der Rechtsboden nicht entzogen werden darf, entbehrte 
bis jetzt jeder geſetzlichen Regelung, ſo daß, wenn dieſe Frage an die Behörden 
herantrat, ſie lediglich auf ihren Takt und auf ihre⸗Auffaſſung der Regierungs⸗ 
principien angewieſen waren. Ich glaube daher, daß die Erlaſſung eines ſolchen 
Geſetzes unbedingt nothwendig iſt, und erlaube mir mit Hinweis auf die Moti- 
virung des eben vorgeleſenen Berichtes den vorliegenden Entwurf dem hohen 
Herrenhauſe zur Annahme zu empfehlen“. 

e) Hievon abgeſehen widerſprechen z. B. auch die Miniſt.⸗Verord, vom 
26. Mai 1851 rückſichtlich der Lehrer⸗Verſammlungen und die mit A. h. Ent⸗ 
ſchließung vom 11. October 1849 genehmigte Disciplinarordnung für Univerſi⸗ 
täten bezüglich der Studentenverſammlungen der Erklärung des Miniſters. 

) „Eine Intervention polizeilicher Organe bei Wählerverſammlungen, 
nachdem eine ſolche geſetzlich nicht angeordnet iſt, hat nicht ſtattzufinden. Denn 
die Verordnung des Skaatsminiſteriums vom 9. März 1861, 3. 1210 muß 
jedenfalls als durch das Geſetz über das Verſammlungsrecht behoben betrachtet 
werden und eine Intervention vom Standpunkte der Aufrechthaltung der öffent⸗ 
lichen Ruhe und Ordnung erſcheint mir bei dem Umſtande, als es ſich um 
Wählerverſammlungen handelt, die nicht angezeigt zu werden brauchen und in 
geſchloſſenen Räumen abgehalten werden, nicht nothwendig und wegen der 
Gonflicte, die eine ſolche Intervention herbeiführen könnte, nicht räthlich. 
Sollte übrigens in Folge einer Wählerverſammlung ein großer Andrang 
auf öffentlicher Straße zu beſorgen ſein, ſo ſteht nichts entgegen, in dieſer 
letzteren Beziehung die erforderliche Vorkehrung zu treffen.“ (Erlaß des Miniſters 
des Innern vom 20. April 1868; Deer. der u.⸗ö. Statthalterei vom 25. April 
d. J., Z. 13.273. Vgl. Hämmerle, Sammlung der Polizeigeſetze und Ver⸗ 
ordnungen aus den Jahren 1865 bis 1868, S. 343.) 
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verſammlungen „nicht angezeigt zu werden brauchen“. Eine ſolche bei⸗ 
läufige Interpretation iſt aber in keiner Weiſe bindend, wir halten 
daher nach wie vor die Verordnung vom 9. März 1861 für maß⸗ 
gebend und dieſe entſcheidet, die Bedingungen einer Wählerverſammlung 
betreffend, ganz unzweideutig, daß nicht nur die vorgängige Anzeige an 
die zur Aufrechthaltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung 
beſtellte landesfürſtliche Behörde, ſondern auch die Zuſtimmung derſelben 
erforderlich iſt. 

Es ſteht mit dieſer Rechtslage vollkommen im Einklange, daß 
die Exemtion für Wählerberſammlungen unter freiem Himmel nicht 
ſtatt hat. Für Verſammlungen unter freiem Himmel iſt nämlich das 
Genehmigungsrecht der Behörde ſchon durch das Verſammlungsgeſetz 
anerkannt, ſür die Wählerverſammlungen in geſchloſſenen Räumen 
muß es aber aus anderen Normen abgeleitet werden. Desgleichen 
erſcheint es uns, allerdings im Gegenſatze zu der landläufigen An⸗ 
ſchauung, als ein immerhin möglicher geſetzlicher Standpunkt, wenn, wie 
es ſich aus unſerer Interpretation des Verſammlungsrechtes ergibt, die 
Wählerverſammlungen während der Wahlbewegung ſtrengeren Normen 
unterliegen, als zu anderen Zeiten. Eine politiſche Verſammlung wird 
nämlich ſelten von aufregenderer Art, von einer zur unmittelbaren 
Action geneigteren Natur ſein können, als es eine Wählerverſammlung 
während eines erbitterten Wahlkampfes zu ſein pflegt, während die 
Beſprechung eines Abgeordneten mit ſeinen Wählern in anderen 
Momenten, z. B. zu der in der Regel politiſch indifferenteren Zeit der 
Vertagung des Parlamentes, gemeiniglich einen höchſt harmloſen 
Eharakter beſitzt 9). 

Wir faſſen alſo unſere Anſicht in Folgendem zuſammen: 

Die Nothwendigkeit der Anzeige und Bewilligung iſt bei den 
exemten Wählerverſammlungen aufrecht geblieben und die Verweigerung 
der Genehmigung iſt weder an eine beſtimmte Friſt noch an die 
bekannten ſchützenden Formen des Verſammlungsgeſetzes (ſchriftliche, mit 
Gründen verſehene Ausfertigung) geknüpft); der Recurs gegen das 
von der Sicherheitsbehörde ausgehende Verbot bleibt nach den allge⸗ 
meinen verwaltungsproceſſualiſchen Normen frei. 

Wir kommen nun zu der zweiten Frage, nämlich, wie ſich die⸗ 
Staatsaufſicht einer bewilligten Wählerverſammlung gegenüber geltend 
mache, mit anderen Worten, ob die Entſendung eines Regierungs⸗ 
commiſſärs zu derſelben ſtatthaft ſei. 

Das Verſammlungsgeſetz ſelbſt nimmt das Recht der Entſendung 
eines Abgeordneten Verſammlungen der im § 2 und 3 erwähnten Art 
gegenüber in Anſpruch, es würden ſomit, da 88 2 und 3 überhanpt 
Verſammlungen im Auge haben, welche nicht auf individuell geladene 
Säfte beſchränkt find (8 2 Verſammlungen in geſchloſſenen Räumen, 
8 3 Verſammlungen unter freiem Himmel), dem ſtrengen Wortſinne 
nach auch die Wählerverſammlungen hieher gehören. Trotzdem iſt dieſe 
Auffaſſung, welche nach der Regierungsvorlage ganz begründet geweſen 
wäre, jetzt durchaus unzuläſſig, denn die Wählerverſammlungen ſind 
eben, weil fie unter den in 88 2 und 3 aufgejtellten Begrifſ fallen, 
nachträglich (im 8 4) von den Beſtimmungen des Geſetzes ausgenommen 
worden, ſo daß man aus irgend einem Punkte desſelben Vorſchriften 
abzuleiten nicht im Stande iſt. Das Verſammlungsgeſetz hat durch die 
Beſchränkung des Verſammlungscommiſſariates auf die in 88 2 und 3 
bezeichneten Verſammlungen nur unter den ſeiner Herrſchaft unterwor⸗ 
fenen Verſammlungen unterſcheiden wollen, in der Art, daß die Ent⸗ 
ſendung eines Abgeordneten zu den ohne Beſchränkung auf geladene 
Gäſte oder unter freiem Himmel ſtattfindenden Verſammlungen (88 2 
und 3) zugelaſſen, für die Verſammlungen individuell geladener Perſonen 
aber, d. i. für die in 58 2 und 3 nicht begriffenen Verſammlungen, 
ausgeſchloſſen iſt. Rückſichtlich der Wählerverſammlungen hatte man 
ſomit gerade auf Grund des Verſammlungsgeſetzes auf das ältere Recht 


. % Wählerverſammlungen außerhalb der Zeit der Wahlbewegung können 
allerdings inſofern bedenklichere Geſtalt gewinnen, als durch ſie mitunter eine 
Preſſion auf die Abſtimmung der Abgeordneten in conereten Fragen geübt wird, 
Wählerverſammluugen nach vollzogenen Wahlen ſind daher vor dem Verſamm⸗ 
lungsgeſetze auch angefochten worden; es iſt dies aber ein verfaſſungsrechtlicher, 
dem Verſammlungsrechte unmittelbar fremder Geſichtspunkt. 

9 Für Wählerverſammlungen unter freiem Himmel, welche dem Ver⸗ 
ſammlungsgeſetze unterſtehen, gilt ſelbſtverſtändlich die Nothwendigkeit ſchriftlicher, 
mit Gründen verſehener Ausfertigung, die Verſammlungen in geſchloſſenen 
Räumen trifft ſomit in dieſem Punkte allerdings ein Nachtheil; es iſt dies eben 
die Folge der wenig ſinnvollen Exemtion der letzteren. 


(auf die Verordnung von 1861) zurückzugreifen und das Verſammlungs⸗ 
commiſſariat hatte demnach in voller Geltung zu bleiben als ein nicht 
erſt durch das Verſammlungsgeſetz geſchaffenes, ſondern von früher her⸗ 
gebrachtes Inſtitut. = 

Deßungeachtet hat der oben citirte Miniſterialerlaß vom 20. April 
1868 verordnet, daß „eine Intervention polizeilicher Organe bei Wähler⸗ 
verſammlungen nicht ſtattzufinden habe“; eine ſolche Intervention ſei 
geſetzlich nicht angeordnet, denn die Verordnung des Staatsminiſteriums 
vom 9. März 1861 müſſe jedenfalls als durch das Geſetz über das 
Verſammlungsrecht beſeitigt betrachtet werden. Wir halten letztere Vor⸗ 
ausſetzung, wie wir wiederholt auzeinandergeſetzt, für durchaus irrthüm⸗ 
lich, allein im vorliegenden Falle müſſen wir nichts deſto weniger die 
Rechtswirkung der darauf gebauten Verordnung anerkennen. Rückſichtlich 
der Anzeigepflicht ſpricht der Erlaß nur eine nicht verbindliche 
theoretiſche Annahme aus, rückſichtlich der polizeilichen Intervention 
hat er aber eine poſitive Anordnung getroffen; die Entſendung eines 
Abgeordneten zu Wählerverſammlungen Seitens der Sicherheits⸗ 
behörden hat zu unterbleiben, darüber kann demnach kein Zweifel be⸗ 
ſtehen. Ebenso ſicher iſt es aber auch, daß, da eine geſetzliche Schranke 
nicht beſteht, die entſprechende Zurücknahme des Erlaſſes von 1868 
durch die Regierung den früheren Rechtszuſtand ſofort wieder herzu⸗ 
ſtellen vermöchte. 

Es bleibt uns ſomit lediglich die Freiheit von den Normen der 
88 8, 9, 10 als Errungenſchaft für die Wählerverſammlungen übrig, 
dieſe aber gewiß, da die Vorſchriſten der bezüglichen Paragraphe ſpeci⸗ 
fiſche Schöpfungen des Verſammlungsgeſetzes find. Ausländer dürften 
als Unternehmer, Ordner oder Leiter einer Wählerverſammlung auftre⸗ 
ten, wenn ihnen das Wahlrecht zuſtünde; Bewaffnete können an Wähler⸗ 
verſammlungen ſtets Theil nehmen, wenn die Regierung nicht ein ſpe⸗ 
cielles Verbot für den einzelnen Fall erlaſſen hat; Adreſſen und Pe⸗ 
titionen, welche von Wählerverſammlungen ausgehen, dürſen von mehr 
als zehn Perſonen überbracht werden (unter Vorbehalt des vorigen Fall's). 

Freiheiten, die der unbefangenen, ruhigen Berathung in Wähler⸗ 
verſammlungen wenig nützen, ſind demnach allerdings geſchaffen, jene 
Freiheit aber, welche allem Anſcheine nach einer unreifen, lüberaliſirenden 
Tendenz zu Liebe gewährt werden ſollte, daß nämlich in den Wähler⸗ 
verſammlungen das ſouveräne Volk frei von jeder Anzeigepflicht, unbe⸗ 
wacht von der Polizei und einem Verbote niemals ausgeſetzt zuſammen⸗ 
treten könne, iſt Dank der flüchtigen Form der Geſetzredaction eine illu⸗ 
ſoriſche Hoffnung geblieben 10). 

(Schluß folgt. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Verzehrungsſteuer⸗Agenten (Asenti del dazio consumo) ſind obrig⸗ 
keitliche Perſonen im Sinne der $$ 81 und 88 St. G. B. 


Franz P., Verzehrungsſteueragent (commesso del dazio consumo) 
in Buje, bemerkte am 13. Februar vor. J. Nachmittags, als er in Er⸗ 
füllung ſeines Dienſtes, Unterſchleife bei Erfüllung der Verzehrungsſteuer⸗ 
pflicht bezüglich des Weines zu verhindern, patrouillirte, daß ein Kübel mit 
Wein unter verdächtigen Umſtänden in das Haus des Pr. gebracht wurde. 
Da er dahinter eine Gefällsübertretung vermuthete, fo nahm er fi 
zwei Gemeindepolizeimänner als Aſſiſtenz und begab ſich mit ihnen in 


10) Eine Exemtion ähnlicher Art wie in dem öſterr. Verſammlungsgeſetze 
findet ſich in dem baieriſchen Geſetze von 1850 und dem badiſchen von 1851. 
Erſteres beſagt im 8 26: „Auf Wahlverſammlungen der Wahlmänner und Urwähler 
für den Landtag, die Kreis⸗ oder Gemeindevertretung nach erlaſſenem Wahlausſchrei⸗ 
ben finden die Beſtimmungen des Art. 2—25 gegenwärtigen Geſetzes keine An⸗ 
wendung“; letzteres ing 25: „Wenn ſich Wähler zur Beſprechung über eine vom 
Geſetz ihnen vorgeſchriebene Wahl verſammeln, ſo kann eine ſolche Verſammlung, 
ſo groß auch die Zahl der Betheiligten ſei, nie als eine Volksverſammlung be⸗ 
trachtek und den Beſtimmungen dieſes Geſetzes nicht unterworfen werden. Das 
ſächſiſche Geſetz von 1850 und das badiſche von 1868 kennen die „Exemtion 
der Wählerverſammlungen nicht, das preußiſche von 1850 enthält in ſeinem 8 21 
nur für Wahlvereine die Ausnahme, daß ſie den Beſchränkungen des 8 8 
(Aufnahme von Frauen, Minderjährigen, Lehrlingen(!) und Verbot der Affiltation) 
micht unterliegen. Das bſterreichiſche Geſetz von 1849 hatte die Wählerverſamm⸗ 
ungen lediglich der Anzeigepflicht entbunden. : 
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das Haus des Pr. Dort traf er 18 Perſonen, welche den Weinkübel 
unter dem Tiſche ſtehen hatten und luſtig darauf lostranken. Auf ſeine 
Frage, wem der Wein gehöre, bemerkten ſie, er brauche nichts weiter 
zu wiſſen, als daß er ihnen gehöre und boten ihm zu trinken an. Er 
beſtand jedoch darauf zu wiſſen, wem der Wein gehöre, ſonſt müſſe er 
Nachforſchung halten. Darüber ſchrieen und lärmten die Anweſenden 
und wollten ihn über die Stiege hinabwerfen. Er flüchtete ſich in einen 
Winkel der Küche. Dort wurde er von 3 oder 4 Perſonen angefallen, 
mit Fauſtſchlägen mißhandelt und bei den Haaren geriſſen. Seine 
Angreifer ſchrieen: „Hinaus mit ihm, wir wollen ihn zerſtücken“. Den 
2 Polizeimännern gelang es nur mit Mühe, ihn aus ihren Händen zu 
befreien. — Das Kreisgericht in Rovigno erkannte, daß St. mit 3 
Genoſſen ſich dem Franz P., der ſich in Ausübung ſeines Dienſtes 
befand und als öffentlicher Functionär (pubblico fun-jionario) ange⸗ 
ſehen werden müſſe, in der Abſicht, die Vollziehung des Dienſtes zu 
vereiteln, mit wirklicher gewaltſamer Handanlegung widerſetzt und 
dadurch das im 8 81 St. G. bezeichnete Verbrechen begangen habe. 
Gegen dieſes Urtheil wurde die Nichtigkeitsbeſchwerde von Seite der 
Verurtheilten eingebracht. Sie behaupten, daß Franz P. keine obrig⸗ 
keitliche Perſon im Sinne des §8 68 St. G. ſei, ſondern nur der 
Commis einer Privatunternehmung; derſelbe habe keinen Dienſteid ab⸗ 
gelegt und ſei nach dem Geſetze gar nicht befugt geweſen, ohne Be⸗ 
willigung der politiſchen Ortsbehörde eine Hausdurchſuchung vorzunehmen. 
Es fehle ſomit der Thatbeſtand des Verbrechens der öffentlichen Ge⸗ 
waltthätigkeit nach S 81 St. G. ($ 281, Z. 9 a und 10 St. P. O.) 

Bei der öffentlichen Verhandlung, welche hierüber am 22. Febr. 
d. J. bei dem k. k. Caſſationshofe abgehalten wurde, trat der General⸗ 
procuratur der Nichtigkeitsbeſchwerde entgegen. Herbſt erklärt zwar in 
ſeinem Handbuche des öſterr. Strafrechtes, „daß in Privatdienſten 
ſtehende Perſonen, denen kein Geſetz die Rechte obrigkeitlicher Perſonen 
ausdrücklich einräumt, daher auch insbeſondere Agenten von Verzehrungs⸗ 
ſteuerpächtern als obrigkeitliche Perſonen im Sinne des $ 68 nicht 
angeſehen werden können“. Auch ſind erſt im abgelaufenen Jahre im 
Sprengel des Grazer Oberlandesgerichtes einige Fälle vorgekommen, in 
welchen die Gerichte den Bedienſteten der Verzehrungsſteuerpächter die 
Eigenſchaft von obrigkeitlichen Perſonen nicht zuerkannt haben. Gleichwohl 
dürſte die vom Kreisgerichte in Rovigno feſtgehaltene Anſicht die richtige 
ſein und in der a. h. Entſchließung vom 25. Mai 1829, womit eine 
allgemeine Verzehrungsſteuer eingeführt wurde, ſowie in der kaiſ. Ver⸗ 
ordnung vom 12. Mai 1859 begründet ſein. Der h. Caſſationshof hat 
auch in mehrfachen Entſcheidungen den Verzehrungsſteuerpächtern und 
ihren Bedienſteten in Ausübung ihrer auf die Ueberwachung und Ein⸗ 
hebung der Verzehrungsſteuer bezüglichen Verrichtungen die Eigenſchaft 
obrigkeitlicher Perſonen zuerkannt und in der Begründung der 
Entſcheidungen hat der h. Caſſationshoſ ausdrücklich angeführt, daß 
die Verzehrungsſteuerpächter „als Beſtellte der Gefällsbehörde anzuſehen 
ſind, und daß ihre Bedienſteten „die Function der Finanzwache“ verſehen. 
Die Einwendung, Franz P. ſei nicht ermächtigt geweſen, in das Haus 
einzutreten, um eine Durchſuchung vorzunehmen, ſein Vorgehen wider⸗ 
ſtreite dem Staatsgrundgeſetze, entbehrt jeden Gewichtes. Es kommt gar 
nicht darauf an, ob Franz P. zum Eintritte in das Haus ermächtigt 
war. Selbſt der Mangel einer ſolchen Ermächtigung hätte weder feinen 
Charakter als obrigkeitliche Perſon noch den Charakter ſeiner Dienſt⸗ 
verrichtung geändert. Allein die Angeklagten haben bei der Hauptver⸗ 
handlung niemals in Abrede geſtellt, daß Franz P. zu der vorgenom⸗ 
menen Dienſthandlung berechtigt war; ſie läugneten bloß die von ihnen 
ausgeübte Gewaltthätigkeit und ſchützten volle Trunkenheit vor. Es gehört 
zum Weſen einer Finanzwache, auf Gefällsübertretungen ein wachſames 
Auge zu haben und einem verzehrungsſteuerpflichtigen Gegenſtande beim 
Verdachte einer Gefällsverkürzung bis an deſſen Beſtimmungs⸗ oder 
Ablagerungsort zu ſolgen. Das Staatsgrundgeſetz vom 27. October 
1862, 3. 88 R. G. Bl., ſteht dem nicht entgegen; der § 3 desſelben 
erwähnt vielmehr, daß den Organen der polizeilichen und finanziellen 
Aufſicht ſogar Hausdurchſuchungen in den durch das Geſetz beſtimmten 
Fällen geſtattet ſind. Nach § 2 dieſes Geſetzes können die Sicherheits⸗ 
organe aus eigener Macht, d. h. ohne beſondere Ermächtigung, eine 
Hausdurchſuchung vornehmen, wenn Jemand auf der That oder im Be⸗ 
ſitze von Gegenſtänden betreten wird, welche auf die Betheiligung an 
einer ſtraſbaren Handlung hinweiſen. Dasſelbe gilt von den Organen 
der finanziellen Aufſicht. Franz P. befand ſich daher wohl im Rechte, 
nachdem das verdächtige Weinfaß unter ſeinen Augen in das Haus des 
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r. gebracht worden war, unter Beiziehung von Sicherheitsorganen der Seine Majeſtät haben dem a. o. Geſandten und bevollmächtigten Miniſter 

Morne des Weines Hg if m 72 500 1 1 nn. Sa 
f us: 5 die Würde eines geheimen Rathes taxfrei verliehen. 

Der k. k. Caſſationshof erkannte mit Entſcheidung vom 22. Fe⸗ Seine Majeſtät haben dem Sectionsrathe im Minifterium des Aeußern 


bruar 1877, Z. 12899: Die Nichtigkeitsbeſchwerde wird verworfen Johann Freih. v. Vesque⸗ Püttlingen den Orden der eiſ. Krone dritter 
und werden die Nichtigkeitswerber in die allenfalls dadurch verurſachten 90 8 0 taxfrei, r 15 ar 9 N 5 ee 0 v. 
. 2 5 . 1 2 * ledenau, 55 uſtav Ritter v. ms un merich v. E 0 as Itter⸗ 
Kosten verurtheilt. Gründe: Nach. Den 11 i kreuz des Franz⸗Joſef⸗Ordens, endlich dem Hof⸗ und Cabinets courier Joſef Uhl 
hauptſächlich nach der a. h. Entſchließung vom . und das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 
der h. Verordnung vom 12. Mai 1859, Nr. 77 (B. L. J.) unter⸗ Seine Majeſtät haben den Sectionsrath im k. k. Miniſterium des Aeußern 
ſtehen die Verzehrungsſteuerpachtungen bezüglich der Steuereinhebung der 8 a dor und an. den 115 87 an 1 
0 3 1 1 3 ich⸗ ecretär Candidu, alvi zum Sectionsrathe in demſelben nisterium ernannt. 
Staatsverwaltung und ſind ihre Executivorgane der e at Seine Majeſtät haben dem Regiſtraturs⸗Director im Miniſterium des 
geſtellt. Daraus folgt, daß der Verzehrungsſteueragent P., welcher als Aeußern Karl Burgeß und dem Vorſtande des politiſchen Archives in demſelben 
ſolcher von den Angeklagten erkannt war, das Recht zur Verhinderung Miniſterium Karl Ritter v. Stradiot den Titel und Charakter von Regierungs⸗ 
der heimlichen Einführung unverſteuerten Weines und zur Bejchlagnahme rathen taxfrei verliehen. N Ai 
der Contrebande hatte, und daß er in dieſer Beziehung wie ein mit Salzb re 1 — Anden he a bene wenge en Eberle in 
ienſtesobliegenheiten der Finanzwache Betrauter handelte oder einen n de enen Arden een Srone per keene On 
Dienfteso gen) 5 . 2 Seine Majeftät haben dem Oberinſpector der pr. Trieſter⸗Verſicherungs⸗ 
öffentlichen Dienſt vollzog, wobei es gleichgiltig iſt, ob er beeidet oder Geſellſchaft „Assicurazioni generali“ Heinrich Brückner in Wien das goldene 
nicht beeidet war, da die Beeidigung im § 68 St. G. B. nur für das Be 8 Fe = dem Coneih 3 e e 
sr { ; ; eine Majeſtät haben dem Eoneipiften der Finanzprocuratur in Innsbru 
Forſtauſſichtsperſonale gefordert mird. Ma kum daher nicht geltend Dr. Gottfried Grafen Sarntheim den Titel und Charakter eines Finanz⸗ 
machen, daß P. nicht berechtigt war, aus eigenem Antriebe eine Haus⸗ procuraturs⸗Seeretärs verliehen. 
durchſuchung vorzunehmen (obſchon der Partei überhaupt das Recht nicht „Seine Majeſtät haben dem Kanzliſten der Akademie der Wiſſenſchaften 
zuſteht, zu unterſuchen, ob die Wache ihre Dienſtesrechte überſchritten in oz ae Sal 955 acher 25 bi. ne un 10 
habe) und jedenfalls war das Wachorgan berechtigt, die Contrebande zu den „er Minister des Innen hat Die Bezin cemmiſſäre Joſel Sch neide r, 
verfolgen, und das umſomehr, als es in Begleitung und unter Zuzie⸗ Sen ane ef a een 
hung von zwei Gemeindewachmännern das Haus betrat. Weil nun der Der Miniſter des Innern hat den Bezirkscommiſſär Joſef Schiller 
Erkenntnißgerichtshof mit Recht den Verzehrungsſteueragenten als eine zum Gtatthaltereifecretär in Mähren ernannt. 
Amtsperſon angeſehen und als erwieſen angenommen hat, daß die An⸗ 
geklagten an ihn, während er in Vollziehung feines Dienftes begriffen 
war und um dieſe Vollziehung zu vereiteln, gewaltthätig Hand angelegt 
haben, ſo ſind alle zum Thatbeſtande des Verbrechens der öffentlichen 
Gewaltthätigkeit nach 8 81 St. G. B. gehörigen Erſorderniſſe vorhan⸗ 


Der Miniſter des Innern hat die Bauadjuncten Veit Kraus, Johann 
Beſchel und Johann Mühlwaſſer zu Ingenieuren für den Staatsbaudienſt 
den und hat der Erkenntnißgerichtshof das Geſetz richtig angewendet, fo 
daß der Nichtigkeitsbeſchwerde jede Grundlage fehlt. 


in Mähren ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Rechnungsrath Joſef Princig zum Ober⸗ 
rechnungsrathe und Vorſtande des Rechnungs⸗Departements der Finanzdirection 
in Trieſt ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzſecretür Johann Kraſa zum Finanz⸗ 
rathe und Vorſtande der Steueradminiſtration in Prag ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den mit Titel und Charakter eines Finanzrathes 
bekleideten Secretär der Finanzprocuratur in Salzburg Dr. Alfred Herget zum 
Finanzrathe daſelbſt ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Steuer⸗Oberinſpector Ottokar Dittrich zum 
Finanzſecretär für den Bereich der Finanzlandesdirection in Prag ernannt. 


Verordnungen. 
Erledigungen. 

Steuereinnehmersſtelle bei der oberöſterreichiſchen Finanzdirection in der 

neunten eventuell eine Steueramtscontrolorsſtelle in der zehnten und eine Steuer⸗ 

amtsadjunctenſtelle in der eilften Rangsclaſſe bis Ende Mai (Amtsblatt Nr. 96.) 


inanzeoncipiftenftelle bei der Finanzdirection in Salzburg in der zehnten 
Wiewohl in den hierämtlichen Erläſſen vom 31. December 1875, R. G. Bl. Neunes e 518 9 N: (Amtsbl. En 99) N I) 


1876 Nr. 5 und 6 die erforderlichen Weiſungen enthalten find, wie im alten] Kanzliſtenſtelle bei der nied.⸗öſterr Statthalterei in der eilften Rangslaſſe, 
Medicinalgewichte verſchriebene Quantitäten von Arzeneikörpern ins metriſche bis 10. Juni. (Amtsbl. Nr. 1022. 5 — 
Gewicht umzufegen ſeien, fo findet das Miniſterium des Innern dennoch zur 15. b Herner fl. . beim k. k. Hauptpunzirungsamte, bis 
Sicherung eines gleichförmigen Vorgehens die in den 88 6 und 7 der mit dem 8 2 5 

h. ä. Erlaſſe vom 21. März 1870, Z. 229, hinausgegebenen Ordinationsnorm 
im alten Medieinalgewicht ausgedrückten Quantitäten einzelner Arzeneikörper, 


Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 8. April 1877, 3. 1249, betreffen 
die Veſtimmung von in der Ordinationsnorm im alten Medicinalgewicht aus⸗ 
gedrückten Ouantitäten einzelner Arzueiförper nach dem metriſchen Gewicht. 
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Soeben erſchien: 


nach dem metrischen Gewicht wie folgt zu beſtimmen: Syſtematiſches Handbuch 
8 6. Der Zuſatz von Zucker zu Pulvern darf höchſtens pro dosi 0:35 Grm. der 
betragen. n 
$ 7. Zur Verbeſſerung des Geſchmacks einer Arzenei dürfen: a. farbloſe d Ire R te n J 1 keUern 


Oblaten; b. für eine Flüſſigkeitsmeuge von 25000 Grammen entweder Zucker F 
0 RE 5 in den vom Reichsrathe vertret Königrei ä öſterreichiſch⸗ 
dis zu 8˙00 Grammen, oder ein billiger Syrup oder mel depuratum bis zu 15:00 chsrathe ver an 1 Ländern der öſterreichiſch 


Grammen oder Extractum liquiritiae bis zu 1˙00 Grm. verſchrieben werden. Von 8 


Bezüglich des § 14 der Ordiuationsnorm wird auf den h. ä. Erlaß vom Johann Moriz Cblupp, Ritter von Chlonau 
1 [4 


31. December 1875, R. G. Bl. 1876 Nr. 6 verwieſen. 5 0 Aare ; 5 
Zu s 17 wird bemerkt, daß der Preis für grüne Arzeneigläſer, deren k. k. Oberfinanzrathe und eme 8 Stall der öſterr. Finanz⸗Geſetzkunde 


Verwendung durch die neue Arzeneitaxe dort, wo ſie zu beſchaffen ſind, nicht 


ausgeſchloſſen iſt, nach Punkt 13 der Grundſätze zur Feſtſtellung dieſer Arzenei⸗ Mit einigen Abänderungen und Zuſätzen verſehen 
tage zu ermitteln iſt. von 

Die übrigen Beſtimmungen der Ordinationsnorm bleiben in Wirkſamkeit. Anton Ritter v. Machotka, 

k. k. Oberfinanzrath. 
Perſonalien. Sechste vermehrte Auflage. 

Seine Majeſtät haben den Viceconſul Cornel Stadler zum Conſul bei Preis 2 fl. 80 kr. 
dem Bukareſter k. k. Generalconſulate ernannt. Gegen gef. Poſtanweiſung von 2 fl. 90 kr. franco nach auswärts. 

Seine Majeſtät haben dem beim k. u. k. Generalconſulate in Bukareſt in 7 
Verwendung ſtehenden Kanzleiſecretär Karl Mauer das goldene Verdienſtkreuz Zu beziehen durch die 
mit der Krone und dem ebendort verwendeten Kanzleiofficialen Peter Feldrian | Manz'ſche k. k. Hof⸗Verlags⸗ und Univerfitäts- Buchhandlung, 
das goldene Verdienſtkreuz verliehen. Wien, Kohlmarkt Nr. 7. 


Druck der k. Wiener Zeitung, 5 Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


